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getreten)
WD Working Document (Arbeitsdokument einer Arbeitsgruppe

des Verfassungskonvents)
WK Working Group (Arbeitsgruppe des Verfassungskonvents)
ZaöRV Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht und Völker-

recht
z.B. / Z.B. zum Beispiel / Zum Beispiel
ZeuS Zeitschrift für europarechtliche Studien
ZJI Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres



XXII Abkürzungsverzeichnis

ZJS Zeitschrift für das Juristische Studium
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik

Im Übrigen richten sich Abkürzungen nach Kirchner, Hildebert / Butz, Cornelia, Abkür-
zungsverzeichnis der Rechtssprache, 5. Aufl., Berlin 2003.



Einführung

Normenhierarchien im europäischen Sekundärrecht sind Gegenstand juris-
tischer Diskussionen und Reformbestrebungen, seitdem es europäisches
Sekundärrecht gibt.1 Diese auch Stufenbau der Rechtsordnung genannte
Thematik wurde insbesondere im Zusammenhang mit anstehenden Ab-
schlüssen neuer oder weiterer Verträge erörtert.2 Das Verhältnis der unter-
primärrechtlichen Rechtsakte zueinander ist jedoch bis heute nicht geklärt.
Die Lösung eines Konfliktes zweier Rechtsakte erfolgt in der Rechtspre-
chung einzelfallbezogen; in der Literatur ist ein einheitlicher Lösungsan-
satz schwer auszumachen. Diese Bearbeitung hat sich auf der Grundlage
der bisherigen Rechtsprechung unter Einbeziehung der Änderungen durch
den Vertrag von Lissabon zum Ziel gesetzt, eine Herangehensweise zur
Lösung derartiger Konfliktfälle zu entwickeln.
Die vorliegende Bearbeitung zeigt in ihrem ersten Teil, nach einer kur-

zen Einführung in die theoretischen Grundlagen des Stufenbaus der
Rechtsordnung (A.), den langen Weg der Entwicklung von Normenhierar-
chien im europäischen Sekundärrecht vom EGKS-Vertrag aus dem Jahr
1951 bis zum 2007 geschlossenen Vertrag von Lissabon chronologisch auf
(B.).
Der zweite Teil widmet sich dann der Analyse der Normenhierarchien

im europäischen Sekundärrecht des EG-Vertrages nach Nizza (D.). Ausge-
hend von den mannigfaltigen in der Literatur vertretenen Ansichten wer-
den die Normenhierarchien unter Einbeziehung ihrer theoretischen Grund-
lagen und unter Berücksichtigung von Rechtsprechung, Rechtsetzung und
historischer Entwicklung innerhalb des EG-Vertrages ermittelt. Anhand
dieser Ergebnisse folgt die Auseinandersetzung mit den sich aus dem Ver-
trag von Lissabon ergebenden Änderungen (E.).

1 S. u., S. 18 ff.
2 S. u., S. 18 ff.





Erster Teil


